
Gefährlicher als die NSA
DATENSCHUTZ | Banken und Versicherer sammeln und speichern massenhaft
Informationen, zum Teil mithilfe spezialisierter Dienstleister. Was wissen sie über
mich, welche Nachteile drohenmir dadurch – und wie kann ich mich schützen?
Ein Selbstversuch.

D
ie Nachricht war kurz und
schmerzhaft. Man könne ihm
keine private Krankenversi-
cherung anbieten, teilte der
Deutsche Ring einem Interes-

senten aus Karlsruhe vor wenigenWochen
mit – ohne Angabe von Gründen. Erst als
sein Finanzmakler Frank Rindermann
nachhakte, erhielt der abgeblitzte Kunde
eine Listemit ärztlichenDiagnosen.
Die Liste enthielt jedoch nicht nur Er-

krankungen, die der Mann in seiner „Risi-
kovoranfrage“ genannt hatte, sondern
auch ärztliche Befunde aus den Jahren vor
2010, sagt Rindermann. Erkrankungen aus
dieser Zeit aber waren faktisch verjährt –
der Deutsche Ring hatte diese deshalb
nicht abgefragt. Die Daten stammten aus
einer Anfrage aus dem Jahr 2010, die der
DeutscheRing ebenfalls abgelehnt hatte.
Die Frage ist nun: Durfte der Deutsche

Ring, eine Tochter der Signal Iduna, die In-
formationen aus der 2010er-Anfrage noch
nutzen? Der Deutsche Ring teilt dazu mit,
dass es sich um ein Versehen handele. Da-
ten aus Risikovoranfragen würden norma-
lerweise nur für ein Jahr „vorgehalten“.
Tatsächlich dürfen private Kassen Ge-

sundheitsdaten laut Datenschutz-Selbst-
verpflichtung der Branche für bis zu drei
Jahre speichern, „wenn der Vertrag nicht
zustande kommt“. Weiter heißt es jedoch,
dass die Frist am Ende des Jahres der „An-
tragstellung“ beginnt. Die Klausel bezieht
sich somit auf offizielle Anträge; von „Risi-
kovoranfragen“ ist nicht die Rede.
Rindermann bezweifelt deshalb, dass es

überhaupt eine Rechtsgrundlage für die
Datenspeicherung nach abgelehnten Vor-
anfragen gibt. Laut DeutschemRing ist ein

Jahr notwendig, um sie „sachgemäß“ zu
bearbeiten. Schließlich würden Voranfra-
gen bisweilen von Maklern modifiziert,
und manchmal kämen „noch Gutachten
undNachfragen ins Spiel“.
Die alten Daten des Karlsruhers hat der

Versicherer inzwischengelöscht. Trotzdem
mussderMann, der sichmit einer privaten
Zusatzpolice absichernwollte, nunanders-
wo seinGlück versuchen.
Der Streit zeigt: Die Finanzbranche spei-

chertmassenhaft Daten – bisweilen auf zu-
mindest fragwürdiger rechtlicherGrundla-

ge und über vereinbarte Fristen hinaus.
Während die Datensammeleien von Ge-
heimdiensten wie der NSA den Durch-
schnittsbürger eher kalt lassen, kann die
Sammelwut bei Finanzdaten gravierende
Folgen haben, bis hin zur Verweigerung
von existenziellenVersicherungen.
Auch Bankkunden kann ein laxer Um-

gang mit Daten teuer zu stehen kommen.
So können Kreditanträge abgelehnt wer-
den, wenn Informationen bei der Bonitäts-
auskunft Schufa nicht rechtzeitig gelöscht
oder gar falsche Angaben gespeichert wer-
den. Jeder Verbraucher sollte deshalb wis-
sen,welcheDatenFinanzdienstleister über

ihn horten. Bei der eigenen Bank und Ver-
sicherung ist das klar. Aber was haben sie
an andere Unternehmen oder Datenban-
ken weitergegeben? Und sind die Daten
korrekt? Was ist noch aus etwaigen abge-
lehnten Anträgen hinterlegt? Ich habe ver-
sucht, das herauszufinden – und dabei
überraschendeErkenntnisse gewonnen.

ABFRAGE BEI DER DATENBANK
Zunächstwill ichwissen,wasdasHinweis-
und Informationssystem der Versicherer
(HIS) über mich hergibt (siehe Kasten
Seite 88). Meine Vermutung ist: gar nichts.
Denn das HIS ist eine Datenbank, die vor
allem der „Prävention von Versicherungs-
betrug“ dient.
Versicherer melden dazu „Auffälligkei-

ten“ wie Schadensmeldungen kurz nach
Abschluss einer Haftpflichtversicherung
sowie „atypische Schadenshäufigkeiten“.
In derHaftpflicht-, Hausrat- undGebäude-
versicherung führen drei Schäden binnen
zwei Jahren zu einem Eintrag. In der Kfz-
und Rechtsschutzversicherung liegt die
Schwelle mit vier Schäden in zwölf Mona-
ten etwas höher.
Von diesen Schwellen bin ich weit ent-

fernt. Umso größer die Überraschung, als
nach vier Tagen die Selbstauskunft im
Briefkasten liegt. Denn zu meiner Person
ist sehrwohl eineAuffälligkeit eingetragen:
Die Allianz hat mich mit der Begründung
„Versicherungssumme/Rentenhöhe“ ein-
tragen lassen. Was hat das zu bedeuten?
„Wer eine Berufsunfähigkeitsversicherung
abschließt, wird ans HIS gemeldet, sobald
die jährliche Rente daraus mehr als 9000
Euro beträgt“, erklärt Thomas Lämmrich
vom Versicherungsverband GDV. Sicht- IL
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682
Millionen Daten von

66,3 Millionen
Menschen hortet

die Schufa 300000
Euro Auszahlung bei
Tod könnten Mörder
locken – also ab in die
zentrale Datenbank!

9000
Euro Jahresrente aus

der BU-Police sind okay,
wer höher abschließt,

wird verdächtig
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Bei hohen Berufsunfähigkeitsrenten
wittern Versicherer Simulanten

bar für andere Versicherer seien Einträ-
ge aber nur, wenndie jährliche Rente –wo-
möglich im Zusammenspiel mit einer wei-
terenPolice – 12000Euroübersteige.
Die Versicherer befürchten, dass Men-

schen bei allzu üppiger Absicherung kein
Interesse haben, den Versicherungsfall
„durch Vorsicht und Prävention“ zu ver-
meiden – oder gar in Versuchung geraten,
ihn bewusst herbeizuführen. Für ein ge-
mütliches Rest-Lebenmit auskömmlicher
Berufsunfähigkeitsrente scheint mancher
bereit, sich zu verstümmeln.
Droht mir wegen des Eintrags nun ein

Nein, wenn ich eine weitere Berufsunfä-
higkeits-(BU-)Police beantrage? Nein, sagt
Lämmrich. EinHIS-Eintrag führe nicht au-
tomatisch zur Ablehnung. Die Assekuran-
zen schauten in solchen Fällen aber genau
hin und prüfen zumBeispiel, wie hoch die
BU-Rente im Vergleich zum aktuellen Ein-
kommen ist. Ist sie gleich hoch oder höher,
schrillen dieAlarmglocken.

MORDVERDACHT AB 300000 EURO
Lebensversicherungen, die im Todesfall
auszahlen, führen ab 100000 Euro Versi-
cherungssumme zu einem HIS-Eintrag.
„Sichtbar für andere Versicherer wird der
Eintrag aber erst, wenn die Versicherungs-
summe – womöglich im Zusammenspiel
mit anderen Policen – 300000 Euro er-
reicht“, sagt Lämmrich. So viel Geld, so das
Kalkül, könnte schon mal zu einem Miss-
brauch verleiten – bis hin zu Selbstmord
oder Mord. Versicherer wollen deshalb
wissen, ob bereits ein hoher Todesfall-
schutz besteht, wenn sieAnträge prüfen.
Einträge im HIS können weitreichende

Folgen haben – von der besonders kriti-
schenPrüfungeiner Schadensmeldungbis
hin zur Verweigerung einer wichtigen BU-
oder Lebensversicherung. Versicherte soll-
ten deshalb unbedingt per Selbstauskunft
prüfen, ob Angaben korrekt sind und über-
haupt noch gespeichertwerdendürfen.
Die Löschvorschriften sind ein Fall für

juristische Feinschmecker. Grundsätzlich
gilt: Einträge müssen vier Jahre nach Ab-
lauf des Jahres, in dem sie erfolgten, ge-
löscht werden – es sei denn, innerhalb der
Frist kommt ein Eintrag in der jeweiligen
Sparte hinzu.Meine 2012 eingetragene BU
bliebe also für weitere vier Jahre vermerkt,
wenn ich bis Ende 2016 eine zweite BUmit
einer Jahresrente von über 9000 Euro ab-
schließe. Nach Ablauf der zweiten Vier-
Jahres-Frist ist aber endgültig Schluss.
EineAusnahmevonderVier-Jahres-Frist

gilt für Daten von Personen, deren Anträge

auf BU- oder Lebenspolicen abgelehnt
wurden. Sie werden nur drei Jahre lang ge-
speichert, ebenfalls vom Ende des Jahres
an gerechnet, in demder Eintrag erfolgte.
Der Grund – meist Krankheiten, aber

auch gefährliche Berufe oder Hobbys – ist
zwar nicht sichtbar, wenn Sachbearbeiter
anderer Versicherer dasHIS abrufen. Es er-
scheint aber ein Vermerk, dass beim An-
tragsteller „Erschwernisse“ vorliegen. „Das
können die Versicherer dann zum Anlass
nehmen, nachzuhaken“, sagt Lämmrich.

PKV SPEICHERT SELBST
Die privaten Krankenversicherer (PKV)
machen beimHIS nicht mit. Sie speichern
– wie der Fall Deutscher Ring zeigt – Daten
aus abgelehnten Voranfragen und Anträ-
gen selbst, leiten sie aber nicht an eine Da-
tenbank weiter. Woanders landen können
sie trotzdem, denn die Versicherer spei-
chernGesundheitsdaten auch, „ummögli-
che Anfragen weiterer Versicherungen be-
antworten zu können“. Nach Angaben des
Krankenversicherer-Verbands gibt es aber
keine standardmäßigen Rundfragen bei
der Konkurrenz, wenn Anträge oder Vor-
anfragen geprüft werden. Stattdessen wird
gezielt nachgefragt, wenn ein Antragsteller

angibt, dass in den letzten drei Jahren ein
Antrag bei einem anderen Unternehmen
angelehnt wurde. Danach erkundigen sich
Versicherer in ihrenFormularen explizit.
Aber wird nach Ablauf von Fristen tat-

sächlich gelöscht? Finanzmakler Rinder-
mann fürchtet, dass zahlreicheVersicherer
mit Daten arbeiten, die Kunden längst ver-
nichtet wähnen. „Ich erlebe immer wieder,
dass Risikovoranfragen oder Anträge völlig
überraschend abgelehnt werden – sei es
bei Kranken-, Berufsunfähigkeits- oder Le-
bensversicherungen.“ Meist gebe es keine
Begründung.
Rindermann empfiehlt Kunden, die Ver-

sicherung nach einer abgelehnten Risiko-
voranfrage aufzufordern, die Daten umge-
hend zu löschen und dies zu bestätigen.
Bei abgelehnten offiziellen Anträgen ist
diesnachAblauf derDrei-Jahres-Frist zwar
ausdrücklich vorgesehen – aber es schadet
trotzdemnicht, dies zuüberprüfen.
In der Krankenversicherung können

noch weitere Informationen über Versi-
cherte in der Branche umherschwirren,
ohne dass diese das wissen. Das liegt am
„System der Versichertenumfrage“, mit
demdieKrankenversichererBetrugbeiBe-
standskunden bekämpfen wollen. Namen
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VERSICHERUNGEN

Gefährliche
Datenrabatte
Sammeln Versicherer in Zukunft
mehr Informationen? Technisch
möglich wäre es allemal.

In der Medizin findet derzeit eine techni-
sche Revolution statt, die neuen Optionen
sind verlockend (WirtschaftsWoche
37/2014): So können wir mit Fitness-Apps
oder Innovationen wie der in der vergange-
nen Woche präsentierten Smartwatch von
Apple unseren Körper vermessen. Doch
nicht nur die Herzen von Medizinern, IT-
und Sportfreaks schlagen deshalb höher:
In der Versicherungsbranche wird derzeit
hinter vorgehaltener Hand über Kranken-
versicherungstarife diskutiert, die sich da-
ran orientieren, wie viel wir uns bewegen.

Noch gibt es so etwas hierzulande nicht.
„Uns ist kein solcher Tarif bekannt“, sagt
Axel Kleinlein, Vorstandssprecher des
Bundes der Versicherten.
Aber der Datenschutz spräche nicht

grundsätzlich dagegen: Solange die Kun-
den einwilligen, wäre ein solcher Tarif
wohl zulässig. „Es gilt aber der Grundsatz
der Datensparsamkeit, sodass wirklich
nur die notwendigen Daten übermittelt
werden dürften“, sagt Julius Reiter, auf
Finanzen und Datenschutz spezialisierter
Rechtsanwalt in Düsseldorf.

In der Kfz-Versicherung sammeln An-
bieter bereits Daten über das Verhalten
ihrer Kunden: Seit Anfang des Jahres bie-
tet die Sparkassen-Tochter S-Direkt einen
„Telematik-Tarif“ an. Kunden installieren
dafür eine Box im Auto, die Daten übers
Fahrverhalten speichert, etwa die Ge-
schwindigkeit und die Zahl der Nacht-
fahrten. Wer vorsichtig und selten nachts
oder in der Stadt fährt, kann bis zu fünf
Prozent Rabatt erhalten.
Experten wie Jürgen Bönninger, Ge-

schäftsführer FSD Fahrzeugsystemdaten
GmbH in Dresden, sind jedoch skeptisch,
weil die Telematik-Technik noch nicht
ausgereift ist. Bei Geräten, die man bisher
– außerhalb des S-Direkt-Angebots – ge-
testet habe, bestehe die Gefahr, „dass
der Rabatt eher von Zufällen als von der
Fahrweise abhängt“.

IN TELEMATIK-TARIF GEDRÄNGT
S-Direkt hat den Verkauf nach 1000 Poli-
cen vorerst eingestellt und prüft nun, wie
das Modell in der Praxis funktioniert. Eini-
ges aber spricht dafür, dass es künftig
mehr solcher Angebote gibt: Ab Herbst
2015 soll gemäß EU-Vorgaben jeder Neu-
wagen ein automatisches Notrufsystem
enthalten. Damit wäre eine Datenerfas-
sung für Telematik-Tarife kein Problem
mehr, die Installation einer Box unnötig.
Rechtsanwalt Reiter befürchtet nun,

dass auf lange Sicht wirtschaftlicher
Druck entsteht, Daten preiszugeben.
„Wenn sie günstiger sind als klassische
Tarife, könnten sich viele Kunden zu Tele-
matik-Tarifen gedrängt fühlen“, sagt er.
Der Gesetzgeber, so Reiter, müsse des-

halb verhindern, dass Unternehmen
Druck aufbauen. „Es darf nicht sein, dass
Bürger für günstige Tarife eine ständige
Überwachung ihrer Fahrweise und wo-
möglich sogar der Bewegungsprofile ihres
Autos in Kauf nehmen.“ Das Problem:
Menschen, die sich ständig kontrolliert
fühlen, verkrampfen und neigen dazu,
mehr Fehler zu machen.
Hinzu kommt: Eine umfassende Daten-

preisgabe würde zu immer individuelleren
Versicherungstarifen führen – sei es bei
Kraftfahrzeug-, Kranken- oder anderen
Policen. Damit drohen nicht nur Daten-
verweigerern höhere Beiträge, sondern
auch Risikokunden. „Das aber wider-
spricht dem Solidaritätsgedanken bei
Versicherungen“, warnt Kleinlein vom
Bund der Versicherten.
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von Antragstellern, mit denen kein Vertrag
zustande gekommen ist, werden laut PKV-
Verband dagegen nicht gespeichert. Ver-
bandssprecher Dominik Heck versichert,
angewandt werde das System nur als „sel-
tene Ausnahme“ bei ernsthaften und
schwerwiegenden Verdachtsmomenten.
„Im Bereich der Krankentagegeldversiche-
rung etwa kommt es vor, dass Personen
sich bei verschiedenenGesellschaften ver-
sichern“, so Heck. Wer so handelt, könnte
sich absichtlich verletzen und dann hohe
Krankentagegelder einstreichen. Fällt ei-
nemVersicherer etwas auf, füllt er eineKar-
teikarte aus und faxt die an den Verband,
der jedemMitgliedsunternehmen per Post
eine Kopie schickt und danach die Daten
„sofort“ löscht, so Heck. Das Gleiche gelte
für die Versicherer, wenn die gemeldete
Person nicht zu ihren Kunden gehört, der
Verdacht auf betrügerische Doppelversi-
cherung sich also nicht bestätigt. „Dazu
haben sich die teilnehmenden Unterneh-
men gegenüber den Datenschutzbehör-
den verpflichtet“, sagt Heck. Das Problem:
Kontrollieren kann das keiner. Denn an-
ders als beim HIS gibt es keine Auskunft
darüber, welche Daten über mich kursie-
ren. Meinen Plan, dies per Selbstauskunft
herauszubekommen,muss ichbegraben.
„Das System der privaten Krankenversi-

cherer ist intransparent“, sagt Rindermann.
AuchThiloWeichert, obersterDatenschüt-
zer in Schleswig-Holstein, hält das Verfah-
ren für „nicht vereinbar mit unserem Da-
tenschutzrecht“. Laut „Handelsblatt“ will
sich der PKV-Verband in den kommenden
MonatendemHIS anschließen.

WAS DIE SCHUFA ALLES WEISS
Nachdem die HIS-Auskunft einen überra-
schenden Eintrag zutage gefördert und die
Recherchen in Sachen PKV ins Nichts ge-
führt haben, bin ich besonders gespannt,
was die Schufa über mich weiß. Das Ge-
meinschaftsunternehmenderBankenund
Sparkassen gehört zu den eifrigstenDaten-
sammlerndes Landes; es hortet 682Millio-
nen Informationen zu 66,3 Millionen
Personenund4,2MillionenFirmen.
Sie erfährt zum Beispiel, wenn ich ir-

gendwo ein Konto eröffne, einen Kredit
aufnehme oder eine Kreditkarte bekom-
me. Auch der Abschluss von Mobilfunk-,
Leasing- oder Ratenzahlungsverträgen
wird von den 8500 Vertragspartnern der
Schufa – neben Banken auch Telekomfir-
men, Versandhändler und andere – umge-
hend gemeldet. Die Schufa aber speichert
bisweilen falsche Informationen oder»
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Kredit abgelehnt,
Police verweigert
– und der Kunde
weiß nicht, warum

HIS UND SCHUFA

Auf der Spur
Wie Sie herausfinden, was Aus-
kunfteien über Sie speichern – und
wie Sie Fehler korrigieren.

Wer wissen will, was Banken und Versi-
cherer in ihren zentralen Datenbanken
über ihn speichern, kann dort einmal
pro Jahr eine kostenlose Selbstauskunft
beantragen.

n Hinweis- und Informationssystem
der Versicherer.Verbraucher rufen die
Seite des Betreibers informa risk &
fraud prevention (www.informa-irfp.de)
auf, auf der sie in der Rubrik „Selbst-
auskunft und Datenschutz“ ein For-
mular herunterladen können. Dann
müssen sie Namen, Adresse und Ge-
burtsdatum eintragen und das Formu-
lar per Post an informa schicken –
samt Kopie des Personalausweises
(Vorder- und Rückseite).
Entdecken sie Fehler in der Selbst-

auskunft, können sich Betroffene ent-
weder an informa oder an den Versiche-
rer wenden, der den Eintrag gemeldet
hat. Das gilt auch, wenn Einträge kor-
rekt sind, aber bereits gelöscht sein
müssten.

n Schufa.Auf www.meineschufa.de
können Interessierte ein Bestellformu-
lar für eine „Datenübersicht“ herunter-
laden, ausfüllen und per Post an die
Schufa schicken. Auch hier ist wieder
eine Ausweiskopie nötig.
Alternativ ist ein ständiger Online-

Zugriff auf die eigenen Schufa-Daten
möglich – inklusive sofortiger Info über
Neues, etwa Änderungen der Bonität.
Das kostet 18,50 Euro für die Registrie-
rung und dann zehn Euro pro Jahr.
Die Schufa verspricht, unvollständi-

ge, unzutreffende oder veraltete Anga-
ben „kostenlos und umgehend“ zu kor-
rigieren. Dazu sollen sich Verbraucher
ans Privatkunden Service Center (Post-
fach 10 34 41, 50474 Köln) wenden
und ihr Anliegen „kurz schriftlich dar-
stellen“, am besten mit Belegen. Die
Schufa hakt nach eigenen Angaben
meist noch am selben Tag beim Ver-
tragspartner nach, der den Eintrag ge-
meldet hat.

löscht Daten nicht rechtzeitig. Zuletzt
holten imAugust zehn Kollegen des „Han-
delsblatts“ Schufa-Auskünfte ein und stie-
ßen auf mehrere Fehler; so war zum Bei-
spiel einKredit eingetragen, der bereits vor
zehn Jahren getilgtwurde.
Die Schufa verweist darauf, dass der un-

abhängige Ombudsmann – der jüngst ver-
storbene Ex-Vizepräsident des Bundesver-
fassungsgerichts, Winfried Hassemer –
2013nur 32 Fehler bemängelt habe.Das al-
lerdings sind nur Fehler, die auch vonKun-
denbemerktwurden.
Fehler können gravierende Folgen ha-

ben. Wenn etwa ein getilgter Kredit noch
eingetragen und die Rückzahlung nicht
vermerkt ist, verschlechtert das meine Bo-
nitätsnote – was wiederum dazu führen
kann, dassmirKredite zumiesenKonditio-
nen angeboten oder ganz verweigert wer-
den. Umso wichtiger also, dass die Aus-
kunftei keine falschenDaten speichert.
Doch die Schufa spannt mich auf die

Folter; drei Wochen dauert es, bis die
Selbstauskunft im Briefkasten liegt. Im-
merhin ist alles korrekt, zumindest so weit
ich das überprüfen kann. So steht darin,
wo ich Girokonten eröffnet und Kreditkar-
tenverträge abgeschlossen habe. Der ge-
meinsammitmeiner Frau aufgenommene

Immobilienkredit ist ebenfalls vermerkt,
inklusive SummeundFälligkeit. Da sämtli-
che Konten und Verträge noch laufen und
der Kredit – leider – noch nicht getilgt ist,
gibt es keinen Grund, bei der Schufa Kor-
rekturen oder Löschungen zu beantragen.
Automatisch gelöscht werden Kredite drei
Jahre nach der Rückzahlung (bis dahin
Vermerk „erledigt“), Giro- und Kreditkar-
tenkonten sofort nachAuflösung.

STREIT UM DEN „SCORE“
Allerdings kann ich auch hier wieder nicht
alle Daten überprüfen. Denn neben Infor-
mationen, die Banken und andere über
mich übermittelt haben, schickt mir die
Schufa auch mehrere „Score“-Werte, die
sie auf BasismeinerDaten ermittelt hat.
Der Basis-Score drückt aus, mit welcher

Wahrscheinlichkeit ich meine künftigen
Zahlungsverpflichtungen erfüllen kann.
Hinzu kommen noch 17 Einzel-Scores, die
zeigen, wie hoch dieseWahrscheinlichkeit
gegenüber verschiedenen Geschäftspart-
nern ist, darunter Banken, Telekomanbie-
ter undVersandhandel.
Meine Score-Werte sind okay, somit

muss ich nicht einschreiten. Aber auch
wenn sie überraschend niedrig wären,
könnte ich nicht prüfen, ob die Schufa
richtig gerechnet hat. Denn die gibt zwar
an, welche Kriterien einfließen, etwa die
Anzahl der „Kreditaktivitäten“ oder Zah-
lungsausfälle. Aber die Rechenmethode
gibt sie nicht preis – „Geschäftsgeheimnis“.
ZuRecht,wie derBundesgerichtshof im Ja-
nuar entschied.DieRichterwiesendieKla-
ge einer Frau ab, für die die Schufa Score-
Werte von zumTeil nur knapp über 80 Pro-
zent errechnet hat. Es reiche, wenn die
Schufa die Kriterien nenne, die in die Be-
rechnung einflössen. Zudemhabedie Aus-
kunftei ihre Rechenmethode vor Daten-
schützern offengelegt. Das letzte Wort hat
nundasBundesverfassungsgericht.
Vorerst kann daher kein Kunde prüfen,

wie Scores berechnet werden, ob die Me-
thode sinnvoll ist und ob sich womöglich
Fehler eingeschlichen haben. Immerhin
können Verbraucher der Schufa Scores zu
ihrer Person untersagen. Doch Verweige-
rermachen sich verdächtig, sie bekommen
oft weder Kredit noch Handyvertrag. Und
wer versucht, ein „Schufa-freies“ Darlehen
zu bekommen, landetmeist schnurstracks
bei Kredithaien.
Dann doch lieber mitmachen. Und die

Grundlage der Scores – die gespeicherten
Daten –penibel prüfen. n

daniel schönwitz | geld@wiwo.de
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